23. August 2012
Herrn Peter Löscher
Vorstandsvorsitzender
der Siemens AG
Peter.loescher@siemens.com
 
Sehr geehrter Herr Löscher,
mit diesem Schreiben möchte ich Ihnen gegenüber meine schweren Bedenken über die Anti-Gewerkschaftskampagne, die das Siemens-Management in North East, Maryland, USA, zurzeit durchführt, zum Ausdruck bringen. Die Arbeiter dort wollen sich durch die Gewerkschaft United Steelworkers (USW) vertreten lassen.
Das Unternehmen hat zwei Anti-Gewerkschaftsberater, Ken Cannon und Joe Brock, engagiert. Diese haben sich zusammen mit dem örtlichen Management unter anderem an folgenden Anti-Gewerkschaftsaktionen beteiligt:
■ Sie haben Mitarbeitern gedroht, dass es sinnlos wäre, der Gewerkschaft beizutreten.
■ Sie haben Mitarbeitern damit gedroht, dass die Gewerkschaft aus verschiedenen Gründen für ihre Entlassung sorgen würde.
■ Sie haben Informationsmaterial der Gewerkschaft aus Bereichen, in denen nicht gearbeitet wird, entfernt.
■ Sie haben Mitarbeitern verboten, über die Gewerkschaft zu sprechen.
■ Sie haben Gewerkschaftsaktivitäten überwacht (Mitarbeiter, die außerhalb des Betriebs Informationsmaterial der Gewerkschaft angenommen haben, wurden fotografiert).
■ Sie haben Mitarbeitern damit gedroht, dass durch den Beitritt zur Gewerkschaft Kunden verloren gehen würden.
■ Sie haben Mitarbeiter dazu gezwungen, eine Unterschriftensammlung gegen eine gewerkschaftliche Vertretung zu unterschreiben.
Alle diese Aktivitäten verletzen das US-amerikanische Arbeitsgesetz (U.S. National Labor Relations Act). USW hat Klagen gegen Siemens wegen unlauterer Arbeitspraktiken beim National Labor Relations Board eingereicht.
Ich bin besonders betroffen darüber, dass diese Maßnahmen des Siemens-Managements das vom Unternehmen am 25. Juli 2012 unterzeichnete internationale Rahmenabkommen (International Framework Agreement, IFA) verletzen. In diesem Rahmenabkommen „bekennt Siemens sich ausdrücklich zu den grundlegenden Prinzipien und Rechten bei der Arbeit der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO).‟ Insbesondere heißt es in Abschnitt 2.4 des IFA:
Das geltende Recht der Arbeitnehmer, Gewerkschaften zu bilden bzw. bestehenden Gewerkschaften beizutreten und Kollektivverhandlungen zu führen, wird anerkannt. Mitglieder in Arbeitnehmerorganisationen oder Gewerkschaften werden weder benachteiligt noch bevorzugt (s. Grundsätze der ILO-Konventionen Nr. 87, 98). Die Zusammenarbeit mit Beschäftigten, Arbeitnehmervertretern und Gewerkschaften wird konstruktiv gestaltet. Auch bei strittigen Auseinandersetzungen bleibt es das Ziel, eine tragfähige konstruktive Zusammenarbeit auf Dauer zu bewahren und Lösungen anzustreben, die die wirtschaftlichen Unternehmensinteressen und die Interessen der Beschäftigten berücksichtigen. 
Bleibt das Schutzniveau für Arbeitnehmer in einem Staat, in dem Siemens tätig ist, insgesamt wesentlich hinter dem Niveau dieser Grundsätze zurück, so wird Siemens diese Standards dennoch auf seine Arbeitnehmer anwenden.
Das Verhalten des Siemens-Managements im North East-Werk hat Mitarbeiter bei dem Versuch, sich gewerkschaftlich zu organisieren, tatsächlich benachteiligt und wird dem Vorsatz des Unternehmens, eine konstruktive Zusammenarbeit aufrecht zu erhalten, absolut nicht gerecht. 
Ich bitte Sie dringend darum, die Beziehungen des Unternehmens zu den Anti-Gewerkschaftsberatern Ken Cannon und Joe Brock abzubrechen und die oben aufgeführten Anti-Gewerkschaftsaktivitäten einzustellen. Das obere Management sollte eine Versammlung aller North East-Mitarbeiter einberufen, an der auch Vertreter der USW teilnehmen. Das Unternehmen sollte allen Beteiligten eine Kopie des internationalen Rahmenabkommens zukommen lassen und ihnen erklären, dass es zukünftig eine neutrale Haltung einnimmt, alle Anti-Gewerkschaftsmaßnahmen einstellt, keine Repressalien gegen Mitarbeiter wegen deren Gewerkschaftsmitgliedschaft unternimmt und der USW angemessenen Zugang zum Betrieb gewährt, damit diese mit den Mitarbeitern sprechen kann.
Mit Gruß
